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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/11561, 14/12465 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Bayerische 
Landesanstalt für Aufbaufinanzierung 

§ 1 

Das Gesetz über die Bayerische Landesanstalt für Aufbau-
finanzierung (– LfA-Gesetz – LfAG), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juni 2001 (GVBl S. 332, BayRS 
762-5-F) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) 1Die Bank hat den staatlichen Auftrag, im 
Rahmen der Finanz-, Wirtschafts-, Verkehrs-, Um-
welt- und Arbeitsmarktpolitik und im Einklang mit 
den Beihilfevorschriften der Europäischen Ge-
meinschaft, Vorhaben gewerblicher Unternehmen 
sowie sonstige Maßnahmen zur Verbesserung und 
Stärkung der Wirtschafts-, Verkehrs- und Umwelt-
struktur Bayerns finanziell zu fördern. 2Zur Erfül-
lung ihres Auftrags kann die Bank Finanzierungen 
in folgenden Bereichen durchführen: 

1. Mittelstand, 

2. Technologie und Innovation, 

3. Vorhaben mit besonderer regional-, struktur- 
oder arbeitsmarktpolitischer Bedeutung, 

4. Umweltschutz, 

5. Infrastruktur,  

6. Risikokapital.“ 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Sie kann auch Finanzierungen für Gebietskör-
perschaften und öffentlich-rechtliche Zweckver-
bände durchführen sowie sich an Finanzierungen 
der Europäischen Investitionsbank oder ähnlichen 

europäischen Finanzierungsinstituten von Projek-
ten im Gemeinschaftsinteresse mit Bayerneffekt 
beteiligen.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält 
folgende Fassung: 

„(3) 1Die Finanzierungen erfolgen durch Gewäh-
rung von Darlehen und Krediten, Übernahme von 
Bürgschaften, Eingehen von Beteiligungen sowie 
durch sonstige Finanzierungshilfen. 2Bei Gewäh-
rung von Darlehen und Krediten werden in der Re-
gel nach dem Durchleitungsprinzip oder im Weg 
der Konsortialfinanzierung Kreditinstitute einge-
schaltet. 3Im Verhältnis zu den Kreditinstituten be-
achtet die Bank das Diskriminierungsverbot.“  

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und erhält 
folgende Fassung:  

„(5) 1Sonstige Bankgeschäfte darf die Bank nur be-
treiben, soweit sie mit der Erfüllung ihrer Aufga-
ben in direktem Zusammenhang stehen. 2Der Ef-
fektenhandel, das Einlagengeschäft und das Giro-
geschäft sind der Bank nur für eigene Rechnung 
und nur insoweit gestattet, als sie mit der Erfüllung 
ihrer öffentlichen Förderaufgaben in direktem Zu-
sammenhang stehen.“ 

2. Dem Art. 6 wird folgender Absatz 3 angefügt:  

„(3) Die Übertragung von Aufgaben nach Absatz 1 und 
die Zuweisung von Finanzgeschäften nach Absatz 2 
dürfen dem Europäischen Beihilferecht, insbesondere 
den Grundsätzen und Vorgaben der Europäischen Ge-
meinschaft für die Geschäftstätigkeit eines Förderinsti-
tuts, nicht widersprechen.“ 

 

§ 2 

 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2003 in Kraft.  

Der Präsident: 

Böhm 


